
Textliche Festsetzungen gem. BauGB (2007) und BauNVO (1990) 
 
1. Die im Mischgebiet 1 (MI 1) zulässigen Wohngebäude werden gem. § 1 Abs. 9 BauNVO wie 

folgt eingeschränkt: 
 Zulässig sind ausschließlich Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für 

Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber 
in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind.  

 

2. In den Mischgebieten (MI 1 und MI 2) sind, auch ausnahmsweise, nicht zulässig gem.  
§ 1 Abs. 5 und 6 BauNVO: 
- Vergnügungsstätten gem. § 6 Abs. 2 Nr. 8 und § 6 Abs. 3 BauNVO. 

 

3. In dem Mischgebiet 2 (MI 2) sind gem. § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB je Einzelhaus höchstens zwei 
Wohnungen zulässig; je Doppelhaushälfte oder Erschließungseinheit innerhalb einer Haus-
gruppe ist nur eine Wohnung zulässig. 

 

4. In den Mischgebieten (MI 1 und MI 2) ist die offene Lagerung in einem Flächenumfang von 
über 50 m² sowie die Anlage selbständiger Lagerplätze gem. § 1 Abs. 5 BauNVO nicht zu-
lässig. 

 

5. Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen zwischen der Baugrenze und angrenzender 
öffentlicher Verkehrsfläche sind Garagen und überdachte Stellplätze gem. § 12 BauNVO so-
wie Nebenanlagen in Form von Gebäuden gem. § 14 BauNVO nicht zulässig. 

 

6. Eine Überschreitung der zulässigen Grundflächenzahl (GRZ) durch die Grundflächen der in 
§ 19 Abs. 4 BauNVO bezeichneten Anlagen ist nicht zulässig. 

 

7. Die festgesetzten Firsthöhen (FH) sind Höchstgrenzen gemessen über der Fahrbahnoberflä-
che im Bereich der Längsachse der nächsten öffentlichen Erschließungsstraße gem. § 18 
BauNVO. Die Höchstgrenzen für die Firsthöhen gelten nicht für untergeordnete Nebenanla-
gen wie z.B. Schornsteine und Antennen. 

 

8. Die Oberkante des fertigen Erdgeschossfußbodens darf nicht höher als 40 cm gemessen 
über der Fahrbahnoberfläche im Bereich der Längsachse der nächsten öffentlichen Er-
schließungsstraße liegen (gem. § 9 Abs 3 BauGB). 

 

9. Bei Neubauten, wesentlichen Änderungen und Umbauten, die einem Neubau gleichkommen, 
sind in dem als Lärmpegelbereich gekennzeichneten Flächen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB 
Vorkehrungen zum Schutz vor Straßenverkehrslärm zu treffen. Die Außenbauteile (Fenster, 
Wand, Dachschrägen) müssen mindestens folgende Anforderungen nach DIN 4109 (Ausga-
be November 1989, Tabelle 8) hinsichtlich der Schalldämmung zum Schutz gegen Außen-
lärm genügen: 

 

Lärmpegelbereich (LPB) Aufenthaltsräume 
in Wohnungen 

 
In Büroräumen 

LPB II erf.R’w,res = 30 dB 30 dB 
LPB III erf.R’w,res = 35 dB 30 dB 
LPB IV erf.R’w,res = 40 dB 35 dB 

 

Der Nachweis der erforderlichen resultierenden Schalldämm-Maße (erf.R’w,res) ist auf der 
Grundlage der als Technische Baubestimmung bauaufsichtlich eingeführten DIN 4109 (Aus-
gabe November 1989) und Beiblatt 1 zur DIN 4109 zu führen. 
Außenwohnbereiche dürfen in den Lärmpegelbereichen LPB III und LPB IV nicht an der 
Hausseite angeordnet werden, die dem vollen Schalleinfall der L 848 unterliegen, oder müs-
sen durch bauliche Maßnahmen vor Verkehrslärm abgeschirmt werden. Bei Aufenthaltsräu-
men an lärmzugewandten Hausseiten sind in den Lärmpegelbereichen LPB II und LPB III 
Schallschutzverglasungen mit der Schallschutzklasse 2 sowie im Lärmpegelbereich IV 
Schallschutzverglasungen mit der Schallschutzklasse 3 gem. DIN 4109 vorzusehen; bei 
Schlafräumen in den genannten Lärmpegelbereichen sind außerdem Zwangsbelüftungen 
(Schalldämmlüfter) vorzusehen (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB). 

10. Je Baugrundstück ist gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB mindestens ein Laubbaum oder ein
hochstämmiger Obstbaum anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten. Als standortgerechte, 
einheimische Laubbäume sind folgende Arten möglich: 

 

Stieleiche (Quercus robur) Traubeneiche (Quercus petraea) 
Rotbuche (Fagus sylvatica) Sommerlinde (Tilia platyphyllos) 
Winterlinde (Tilia cordata) Hainbuche (Carpinus betulus) 
Sandbirke (Betula pendula) Eberesche (Sorbus aucuparia) 
Vogelkirsche (Prunus avium) Salweide (Salix caprea) 
Feldahorn (Acer campestre) Spitzahorn (Acer platanoides) 

 

11. Das festgesetzte Zu- und Abfahrtsverbot gilt nur für den gewerblichen Kfz-Verkehr (gem. 
§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Nr. 24 BauGB). 

 

12. Die mit einem Leitungsrecht zu belastenden Flächen sind festgesetzt für Entwässerungslei-
tungen zugunsten der Eigentümer der an der Bakumer Straße gelegenen Grundstücke (gem. 
§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB). 

 
 
Nachrichtliche Hinweise 
 

1. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das 
können u.a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige 
Bodenverfärbungen u. Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht 
werden, sind diese gem. § 14 Abs. 1 des Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes 
(NDSchG) meldepflichtig und müssen der Unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises 
Vechta unverzüglich gemeldet werden. Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten 
oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis 
zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz 
ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeit 
gestattet. 

 

2. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen zutage treten, 
so ist unverzüglich die Untere Abfallbehörde zu benachrichtigen.  

 

3. Von der Landesstraße 848 gehen erhebliche Emissionen aus. Für die neu geplanten Nut-
zungen können gegenüber dem Träger der Straßenbaulast keinerlei Entschädigungsansprü-
che hinsichtlich Immissionsschutz geltend gemacht werden. 

 

4. Bei Bauvorhaben, die von der Landesstraße 848 erschlossen werden, ist die Niedersächsi-
sche Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr - Geschäftsbereich Osnabrück - im Bau-
genehmigungsverfahren zu beteiligen. 

 
 
 
 
 
 


